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dem Beginn des ersten vollen Monats der Stilllegung d�r 
Betriebsstätte jedoch nicht vor dem Ersten des auf die 
Antragstellung folgenden Kalendermonats; sie endet mit 
dem Ablauf des letzten vollen Kalendermonats der Be­
triebsstilllegung. Während des Freistellungszeitraums 
kann dessen Verlängerung um weitere Kalendermonate 
beantragt werden. 

(5) Wird die Betriebsstätte nicht, nic�t vollständig od�r 
nicht für den beantragten Zeitraum stillgelegt, so hat die 
Inhaberin oder der Inhaber dies unverzüglich der in § 2 
genannten gemeinsamen Stelle anzuzeigen; dies g�lt 
auch soweit ein Bescheid nach Absatz 4 Satz 1 bereits 
erga�gen ist. 

(6) Wird die Betriebsstätte vor Ablauf des gewährten 
Freistellungszeitraums wieder in. Betrieb. geno�en, so 
endet die Freistellung von der Beitragspflicht mit Ablauf 
des letzten vollen Kalendermonats der Betriebsstillle­
gung; ist hierdurch die Betriebsstätte nicht mehr min­
destens drei zusammenhängende volle Kalendermonate 
stillgelegt, so gilt die Freistellung als nicht erteilt. 

(7) Für den Zugang des Freistellungsantrags, der Mitt.el 
der Glaubhaftmachung, der vom WDR oder von der m 

§ 2 genannten gem�insamen Stelle ang�ford�rten NacJ:i­
weise und der Anzeige nach Absatz 5 tragt die Inhaberm 
oder der Inhaber der Betriebsstätte die Beweislast. 

§ 15 
(aufgehoben) 

§ 16 
Übertragung einzelner Tätigkeiten auf Dritte 

(Auftragnehmer/-innen) 

(1) Der W DR oder die in § 2 genannte gemeinsame Stelle 
kann gemäß § 10 Absatz 7 Satz 2 in Verbindung mit § 9 
Absatz 2 Satz 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags 
Dritte mit einzelnen Tätigkeiten bei der Dyrchführung 
des Beitragseinzugs, insbesondere mit der Uberp:i;üfung 
der Einhaltung der Vorschriften des Rundfunkbeitrags­
staatsvertrags, mit der Feststellung beitragsrelevanter 
Tatsachen, mit der Einziehung oder mit Inkassomaßnah­
men von Rundfunkbeiträgen einschließlich aller Neben­
forderungen beauftragen. 

(2) Dritte nach Absatz 1 können insbesondere sein: An­
dere Rundfunkanstalten, Druckdienstleister, Telefoncall­
center Datenerfassungs-, Datenträgervernichtungsun­
ternehmen und Inkassounternehmen sowie Personen, die 
die Einhaltung der Vorschriften des Rundfunkbeitrags­
staatsvertrags überprüfen. 

(3) Nach Absatz 1 beauftragte Dritte sind zu Entschei­
dungen nur im Rahme!1 der ihne� erteilten Auf!;räge oder 
Weisungen befugt. Es ist vertraghc_h und techms�h-orga­
nisatorisch sicherzustellen, dass diese Stellen die Daten 
der Beitragsschuldnerinnen und -schuldner nur für 
Zwecke des Rundfunkbeitragseinzugs speichern, verar­
beiten und nutzen. Die für den WDR geltenden landes­
rechtlichen Vorschriften für die Datenverarbeitung im 
Auftrag sind zu beachten. 

(4) Werden Dritte gemäß§ 10 Absatz 7 .�atz 2 des Rund­
funkbeitragsstaatsvertrags mit der Uberprüfung der 
Einhaltung der Vorschriften . des Rundfunkbeit:i;ags­
staatsvertrags, insbesondere mit der Feststellung bisher 
nicht bekannter Beitragsschuldnerinnen und -schuldner 
beauftragt, sind diese berechtigt,

_ 
die dem WDR nach den 

Bestimmungen des Rundfunkbeitragsstaatsverti:ags zu­
stehenden Auskünfte und die entsprechenden Mittel zur 
Glaubhaftmachung und Nachweise zu verlangen. Sie 
sind auch berechtigt, Anzeigen gemäß § 8 Absatz 1 d�s 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags entgegenzunehmen. Sie 
haben sich durch einen Dienstausweis auszuweisen. 

(5) Den mit der Überprüfung der Einhaltung der Vor­
schriften des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags beauftrag­
ten Dritten ist es nicht gestattet, 

a) Wohnungen zu betreten, es sei �en!1 ih�en wird dies 
ausdrücklich von der Person, die Jeweils das Haus­
recht innehat, gestattet, 

b) Zahlungen zur Tilgung einer Rundfunkbeitragsschuld 
entgegenzunehmen, 

c) Abmeldungen oder eidesstattliche Versicherungen 
entgegenzunehmen, 

d) Personen, die erkennbar nicht Inhaberin oder Inhaber 
der jeweiligen Wohnung sind, nach den Namen und 
Anschriften der Inhaberinnen und Inhaber zu befra­
gen - § 9 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Rundfunkbei­
tragsstaatsvertrags bleiben unberührt - oder 

e) Personen unter 18 Jahren zu befragen. 

(6) Die Durchführung des Beitragseinzug.s dur�h <;iie in 
§ 2 genannte gemeinsame Stelle und die Beitreibung 
rückständiger Rundfunkbeiträge im Verwaltungsvollstr�­
ckungsverfahren gemäß § 10 Absatz 6 des Rundfunkbei­
tragsstaatsvertrags bleiben unberührt. 

§ 17 
Übergangsvorschriften 

(1) Auf der Grundlage des Rundfunkgebührenstaatsver­
trages bei der Gebühreneinzugszentrale - GEZ - beste­
hende Teilnehmernummern werden ab dem 1. Januar 
201 3 bei der in § 2 genannten gemeinsamen Stelle als 
Beitragsnummern fortgeführt. 

(2) Eine der Gebühreneinzugszentrale - GEZ - erteilte 
Ermächtigung zum Ein:z:ug geschuldeter R�ndfunkg.e­
bühren mittels Lastschrift oder SEPA-Basislastschnft 
berechtigt den WDR nach dem 1. J.anyar 20.1 3  auch zum 
Einzug geschuldeter Rundfunkbeitrage mittels SEPA­
Basislastschrift. 

§ 18 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitragssatzung vom 10. De­
zember 2012 (GV. NRW. S. 662) außer Kraft. Die Vor­
schriften der Bekanntmachung der Satzung über das 
Verfahren zur Leistung der Rundfunkgebühren des West­
deutschen Rundfunks Köln vom 18. November 1993 (GV. 
NRW. 1994 S. 245), die zuletzt durch Satzung vom 3. Juni 
2002 (GV. NRW. S. 239) geändert worden ist, bleiben nur 
noch auf Sachverhalte anwendbar, nach denen bis zum 
31. Dezember 2012 noch keine Rundfunkgebühren ent­
richtet oder erstattet wurden. 

Köln, den 15. Februar 2017 

Tom B u h r o w  

Intendant 

Die Ministerpräsidentin des Landes Nordrhein-Westfa­
len hat am 8. Februar 2017 die nach § 9 Absatz 2 des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags in Verbindung mit § 54 
Absatz 1 des Gesetzes über den „Westdeutschen Rund­
funk Köln" erforderliche Genehmigung erteilt. Die Sat­
zung wird gemäß § 25 Absatz 4 des Gesetzes über den 
„Westdeutschen Rundfunk Köln" bekannt gemacht. 
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- GV. NRW. 2017 S. 316 

Berichtigung 
des Gesetzes zum Ersten Staatsvertrag 

zur Änderung des Staatsvertrages 
zum Glücksspielwesen in Deutschland 

Vom 6. März 2017 

In der Anlage 1 zu Artikel 1 dieses Gesetzes vom 1 3. No­
vember 2012 (GV. NRW. S. 524) ist die Paragrafenbe­
zeichnung „§ 10 Experimentierklausel für Sp01;twett�n" 
durch die Paragrafenbezeichnung „§ lOa Expenmentier­
klausel für Sportwetten" zu ersetzen. 

- GV. NRW. 2017 S. 319 
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